
GFU033/2020

Verhandlungsschrift

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Attersee am Attersee

Sitzungstermin:

Sitzungsbeginn:

Sitzungsende:

Tagungsort:

Anwesend sind:

Montag, den 29.06.2020

20:00 Uhr

22:00 Uhr

Atterseehalle

1.Bgm. Dl (FH) Walter Kastinger, Mühlbach 42

2.Vbgm Martin Höchsmann, Abtsdorf 142

3.GV Helga Gassner, Aufham 6

4.GV lng. Wolfgang Neuwirth, Attergaustraße 4/2

5.GV Helga Sturm, Pausingerweg 16

6.GR MMag. Volker Biladt, Mühlbach 13

7.GR Dl Peter Dobringer, Attergaustraße 15

8.GR Florian Eicher, Palmsdorf 7

9.GR Erwin Emhofer, Kirchenstraße 7

10.GR Wolfram Hauser, Mühlbach 77

11.GR Lukas Hemetsberger, Aufham 44

12.GR Mag. (FH) Herwig Kaltenböck, Palmsdorf 17

13.GR Dl Volkher Kaltenböck, Palmsdorf 95

14.GR Hermann jun. Mayr, Palmsdorf 14

15.GR Hermann sen. Mayr, Palmsdorf 14

16.GR Gerald Staufer, Waldweg 8

17.GR Wolf Teja Steinleithner, Mühlbach 71

18.GR Gerlinde Strunz, Mühlbach 51/11

19.GR Siegfried Christian Strunz, Mühlbach 51/11

Der Schriftführer ($ 54 Abs. 2 OÖ. GemO 1990): Mag Gerd Ratschmann

Der Vorsitzende eröffnet um 20:00 Uhr die SiÞung und stellt fest, dass
a) die Sitzung vom Bürgermeister einberufen wurde;

b) der Termin der heutigen Sitzung nicht im Sitzungsplan ($ 45 Abs.1 Oö. GemO) enthalten ist.

c) die Verständigung aller Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter Bekanntgabe

der Tagesordnung erfolgt ist;

d) die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel öffentlich kundgemacht wurde;

e) die Beschlussfähigkeit gegeben ist;

0 dass die Verhandlungsschrift über die letzte SiEung vom 25,05.2020 bis zur heutigen SiÞung wäh-

rend der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht

noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen einge-

bracht werden können.

Gemeinderat 29.06.2020
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Der Vorsitzende begrüßt die anwesenden Zuhörer zur Frageviertelstunde. Es werden keine Fragen gestellt.

Vor Eintritt in die Tagesordnung bringt der Vorsitzende dem Gremium zur Kenntnis, dass der Tagesordnungs-
punkt Nr. 6 von der heutigen Sitzung abgesetzt werden muss, da der Widmungswerber noch ein Gutachten bei-

zubringen hat und deshalb auch noch keine Vorberatung im zuständigen Ausschuss stattfinden konnte.

Tagesordnungspunkt 7 ist ebenfalls von der heutigen Sitzung abzusetzen, da aufgrund negativer Stellungnah-
men von Landesbehörden im zuständigen Ausschuss festgelegt wurde, dass noch vertiefende Gespräche mit
dem Ortsplaner und den Sachverständigen zu führen sind.

Taqesordnung:

Bericht des Bürgermeisters

Bauträger-Kooperation für Azthaus und Wohnprojekt Oberbach

Resolution - Forderung zur Anderung des Apothekengese2es

Förderansuchen "Freunde der Archäologie"

Vorbehaltsgebiet

Beschluss FWP Änderung 3.65 Grst. Nr. 161/1 und tw. Grst. Nr. 161/2 KG Attersee

Beschluss FWP Änderung 3.66 Grst. Nr. 1777l1sowie tw. Grst. Nr. 1780 und 1781t1

Wasserversorgu ng WG Abtsdorf

Private Wasserleitung Neuhofen 20-38

Jugend Taxi App

Allfälliges
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Protokoll:

Bericht des
Wesentlicher lnhalt Beratungsverlauf:

1. Bebauungsplan Malerhügel ist im Rahmen der Verordnungsprüfung nit28.12.2019 als rechtskräftig er-

klärt worden.

2. Dezeit sehr restriktive Vorgehensweise beim Amt der OÖ Landesregierung Abteilung Naturschu2 - ne-

gative Stellungnahmen mit Versagungsgründen bei den folgenden Widmungsverfahren:

o La Vialla
o Hemetsberger
. Hausjell

WLV Großpro¡ekt Oberbach - Mühlbach - WLV hat Konzept vorbereitet bei welchem im Bereich Oberbach

Grundinanspruchnahmen für Retentionsbecken erforderlich wären - von Grundeigentümem besteht keine Ge-

sprächsbereitschaft.
Von WLV wird versucht die Angelegenheit auf Landesebene zu heben und einen Runden Tisch zu veranstalten

um zu einer Klärung zu kommen.

2. Ba für Azthaus und Wohn Oberbach

Sachverhalt:
ln der SiEung des Ausschuss für Bau und Raumordnung am 19.05.2020 wurde über die von den, an einer Ko-

operation interessierten, Wohnbauträgem vorgelegten Konzepte beraten und diverse Rahmenbedingungen als

Rückmeldung beschlossen. Diese wurden von den Wohnbauträgern zur Kenntnis genommen bzw, in deren Pro-
jekte eingearbeitet. Die Unterlagen wurden nach der SiÞung des zuständigen Ausschusses im Session Net hoch-
geladen.

Beschlussvorschlag:
ln der Sitzung des Ausschuss für Bau und Raumordnung am 23.06.2020 haben die interessierten Wohnbauträ-

ger lhre Projektideen präsentiert. Der Ausschuss hat anschließend darüber beraten und beschlossen vorerst

keine Empfehlung an den Gemeinderat abzugeben um vor der Entscheidung im Gemeinderat eine freie Diskus-

sion in den Fraktionen zu ermöglichen.

Wesentlicher lnhalt Beratungsverlauf:
Der Vorsitzende fasst den Sachverhalt zusammen und ersucht um diesbezügliche Wortmeldungen.

Vbgm Martin Höchsmann berichtet, dass in der Fraktionssitzung Oer ÖVp festgestellt worden sei, dass die Pro-
jekte Hofwies und Oberbach aufgrund ihres Umfanges und ihrer Bedeutung getrennt voneinander beschlossen

werden sollen. Er erinnert auch noch einmal daran, dass es ein fix und fertiges Projekt mit der ISG gegeben

habe.

GV Helga Sturm stellt fest, dass es heute nicht um die ISG gehe, sondern um die ehest mögliche Umsetzung des

wichtigen Pro¡ektes des Azthauses sowie in weiterer Folge auch des Kindergartens. Dies müsse oberste Priorität

haben.

GV Helga Gassner pflichtet dem Punkt der raschen UmseEung bei und verweist darauf, dass seitens Cer ÖVp

Fraktion ja nur die Trennung der Beschlussfassung gewünscht werde.

GR Wolfram Hauser stellt fest, dass selbstverständlich eine Synergie entstünde, wenn ein Bauträger beide Pro-

jekte umsetzen würde, was sich letztendlich auf die Mietpreise niederschlage.

GR Teja Steinleithner stellt in Frage welchen Sinn es eigentlich habe, die Projekte getrennt abzustimmen.

Vbgm Martin Höchsmann erwidert hiezu, dass sogar die Bauträger in der Präsentation erwähnt hätten, dass

keine Synergien möglich seien.

GR Dl Peter Dobringer stellt fest, dass die Unklarheit in der Fraktionssitzung Oer ÖVp hauptsächlich über das

Pqekt Oberbach bestand. Es habe deren Wissens vor zwei Jahren eine negative Rückmeldung im Widmungs-

verfahren gegeben. Man sei überrascht gewesen, dass das Pro¡ekt nun plötzlich wieder am Tisch liege. Möglich-

erweise fehlen der Fraktion ja einige lnformationen zum richtigen Verständnis.
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GV lng. Wolfgang Neuwirth stellt klar, dass es nie eine negative Stellungnahme gegeben habe. Die Vertreter der
Fachabteilungen seien damals vor Ort gewesen und hätten die allen bekannten Abstandserfordernisse im südli-
chen Bereich identifiziert und in deren Stellungnahmen mitgeteilt. Bei deren Einhaltung sei eine Umwidmung und
Realisierung des Projektes aus fachlicher Sicht sowohl von Raumordnung als auch Naturschutz möglich gewe-
sen. Die Gegebenheiten seien, wie im Bauausschuss vorberaten, an verschiedene Wohnbauträger übermittelt
worden. Einer habe sich damals sofort verabschiedet, ein zweiter habe nun in der letzten Runde zunickgezogen.
Die zuletzt gemeinsam im Bauausschuss beschlossenen Rahmenbedingungen seien in einem der vorliegenden
Pro¡ekte erfüllt worden und in einem anderen nicht. Es sei ihm unverständlich, was genau hier noch unklar sein
könnte.

GV Helga Gassner befürchtet einen großen Einschnitt in die Natur und bezweifelt ob man heutzutage eine so
große Fläche Grünland versiegeln sollte.

GV lng. Wolfgang Neuwirth stellt fest, dass bereits seit vielen Jahren über das Pro¡ekt diskutiert werde und
schließlich auch die Optionsverträge im Jahr 2016 gemeinsam vom Gemeinderat beschlossen worden seien. Zu
keinem Zeitpunkt habe jemand solch grundlegende Bedenken zu dem Projekt geäußert.

Der Vorsitzende stellt fest, dass es viele junge Atterseer gebe, die den Ort mangels Wohnangeboten verlassen
müssen. Das Pro¡ekt in Oberbach solle unter anderem auch diesem Trend entgegensteuem.
GR MMag. Volker Biladt berichtet, dass es nach dem großen Gebäudeblock der GSG in Neuhofen in der ÕVP
Fraktion Bedenken gebe, dass nun noch so ein Projekt das Ortsbild verschlechtern werde.
GV lng. Wolfgang Neuwirth stellt fest, dass es nicht möglich sei leistbaren Wohnraum in kleinteiligeren Gebäuden
untezubringen, abgesehen davon sei auch das Gebot des sparsamen Umgangs mit der Ressource Boden zu
berücksichtigen.

GV Helga Sturm berichtet, dass die neuen Bewohner in der GSG Siedlung sehr glücklich seien und dort eine
schöne Gemeinschaft entstehe. Nur weil das Gebäude ein paar Leuten nicht gefalle dürfe man nicht alles
schlecht reden.

GR Dl Peter Dobringer bringt ein, dass beispielsweise mitten im Ort an der Hofwies ein besser gelegener Wohn-
bau realisierbar wäre.

GR Teja Steinleithner zweifelt an dem System mit dem hier gearbeitet werde. Natürlich gebe es einen Disput mit
dem Optionsnehmer auf der Hofi¡ries. Man habe sich gemeinsam entschlossen den Disput vorerst so zu been-
den, dass das Azthaus möglichst rasch realisiert werden könne. Das heiße für ihn aber überhaupt nicht, dass
dort nicht trotzdem ein Projekt entstehen könne.
Alle Fraktionen haben zusammen entschieden einen Forderungskatalog an verschiedene Bauträger zu senden.
Ein Jahr lang habe man sich damit beschäftigt und heute plötzlich in Frage zu stellen ob das Pro¡ekt überhaupt
entstehen solle sei gelinde ausgedrückt eine fragwürdige Kultur. Schließlich hätten sich auch die interessierten
Wohnbauträger sehr bemüht und viel Zeit in die Konzepte investiert.

GR Dl Peter Dobringer und GR Mag(FH) Herwig Kaltenböck stellen erneut in Frage warum zwei so wichtige und
große Projekte in einem Punkt abzustimmen sein müssen.
GV Helga Gassner fügt hinzu, dass man der Jugend mit dem Pro¡ekt in Oberbach ein zerstörtes Ortsbild über-
gebe. Der Vorsitzende erwidert, ob eine subjektive Wahrnehmung wie diese für die Jugend wohl wichtiger sei als
ein leistbarer Platz zum Wohnen.

GR Florian Eicher wiederholt, dass das Kernanliegen der ÖVp Fraktion sei die Abstimmung getrennt durchzufüh-
ren

Der Vorsitzende erläutert, dass nun die Möglichkeit bestehe einen Antrag auf getrennte Abstimmung zu stellen.
Vbgm Martin Höchsmann stellt den Antrag, dass über die Pro¡ekte Azthaus und Oberbach getrennt abgestimmt
werden solle.

Beschluss:
Der Vorsitzende wiederholt den Antrag, dass über die Projekte Azthaus und Oberbach getrennt abge.
stimmt werden solle.
Beschluss: Mehrheitliche Annahme durch ein Zeichen mit der Hand. I Gegenstimmen durch die gesamte
SPö Fraktion,
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GR Teja Steinleithner möchte an dieser Stelle ausdrücklich festhalten, dass seitens der FPO Fraktion nur des-

halb für die getrennte Abstimmung gestimmt worden sei, um das Pro¡ekt Azthaus nicht aufgrund dieser unsinni-
gen Diskussion zu gefährden.

Der Vorsitzende stellt fest, dass es keine Empfehlung aus dem Bauausschuss gebe und somit kein Antrag vor-

liege, an den er sich für die Beschlussfassung halten könne und er deshalb den Antrag stellen werde das Bau-

recht für die Umsetzung des Projektes Wohnbau mit Azthaus der Firma GSG Lenzing einzuräumen. Er ersucht

das Gremium um diesbezügliche Wortmeldungen.

Vbgm Martin Höchsmann stellt fest, dass die OÖ Wohnbau d¡e ÖVp Fraktion in ihrer Umsetzung und mit der Effi-

zienz von 11 Wohnungen anstellte der I aus dem and.eren Pro¡ekt mehr übezeugt habe und er deshalb auch

den Gegenantrag zur Vergabe des Projekts an die 0O Wohnbau stelle.

GR Herwig Kaltenböck ergänzt, dass die verdichtete Bauweise mit mehr Wohnungen auch Sinne der Schonung

der Ressource Boden zeitgemäßer erscheine.

GR En¡rin Emhofer stellt fest, er sei der gegenteiligen Meinung, da er bei der Lösung der Oö Wohnbau bereits
jetzt ein kommendes ParkplaÞproblem sehe. Aus seiner Sicht sei es besser eine Tiefgarage zu errichten um vor-
zubeugen, dass Patienten sich in der Eile auf oberirdische Parkplätze der Bewohner stellen, was unweigerlich zu

Konflikten führe.

Vbgm Martin Höchsmann ist der Meinung, dass auch die OÖ Wohnbau eine ausreichende Anzahl an Parkplätzen

eingeplant habe und die Kosten für eine Tiefgarage auch in der Miete nicht den Zielen der Schaffung von leistba-

rem Wohnraum entsprechen.

GR Hermann Mayr sen. stellt fest, dass es heutzutage angebracht sei die parkenden Fahzeuge unterirdisch ein-
zuplanen, sowohl aus optischen Gründen als auch zur Verringerung des Bodenbedarfes.

GV Helga Gassner räumt ein, dass dies schon richtig sei, aber andererseits sei auch das Argument des verdich-

teten Wohnbaus mit der höheren Anzahl an Wohnungen zu verstehen.

GR Teja Steinleithner stellt fest, dass schon alleine aus bautechnischer Sicht aufgrund des gegeben Höhenunter-

schiedes auf dem Grundstück eine Tiefgarage eine zielführende ldee sei. Er fìnde die Problemstellung von der
GSG bzw. Architekt Maul sehr elegant gelöst,

GR Dl Peter Dobringer bringt ein, dass es in der Fraktionssitzung der OVP auch ein wesentlicher Punkt gewesen

sei, dass die Größe der 1 1 Wohneinheiten der OO Wohnbau für junge Mieter leichter finanzierbar sei. Es sei zu-

dem auch möglich unabhängig vom gewählten Wohnbauträger noch einmal über Anzahl und Größe der
Wohneinheiten zu diskutieren.

GV lng. Wolfgang Neuwirth berichtet, dass die ganz jungen Leute sich nur schwer eine solche Wohnung leisten

können. Deshalb sei man im Bauausschuss auch einig gewesen, dass ein Pro¡ekt Junges Wohnen in Oberbach
entstehen solle, was manche scheinbar inzwischen wieder vergessen zu haben scheinen.

Es gibt keine weiteren diesbezüglichen Wortmeldungen.

Beschluss:
Der Vorsitzende stellt zunächst den Gegenantrag an den Gemeinderat der Firma OÖ Wohnbau ein Bau-

recht zur Realisierung des Projektes Wohnbau mit Aztpraxis einzuräumen.
Beschluss: Mehrheitliche Ablehnung durch ein Zeichen mit der Hand. 10 Gegenstimmen durch die ge-

samte SPÖ Fraktion, GV Helga Sturm und GR Hermann Mayr sen. Eine Stimmenthaltung durch GR Teja
Steinleithner.

Beschluss:
Der Vorsitzende stellt den Antrag an den Gemeinderat der Firma GSG Lenzing ein Baurecht zur Realisie-
rung des Projektes Wohnbau mit Arztpraxis zu einzuräumen.
Beschluss: Mehrheitliche Annahme durch ein Zeichen mit der Hand. 5 Gegenstimmen durch GR Dl Peter

Dobringer, GR MMag. Volker Biladt, GR DI(FH)Volkher Kaltenböck, GV Helga Gassner, Vbgm Martin

Höchsmann, 4 Stimmenthaltungen durch GR Florian Eicher, GR Mag.(FH) Henrig Kaltenböck, GR Teja

Steinleithner, GR Hermann Mayr jun,

Der Vorsitzende stellt fest, dass nur die GSG Lenzing die Rahmenbedingungen aus dem Bauausschuss erfüllt
hat. Dies in Bezug auf die 3stöckigkeit, die Umsetzung des jungen Wohnens und die Mietwohnungen. Daher

werde sein Antrag lauten, an die GSG zu vergeben. Es gibt keine weiteren diesbezüglichen Wortmeldungen und

auch keinen Gegenantrag.
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Beschluss:
Der Vorsitzende stellt den Antrag an den Gemeinderat der Firma GSG Lenzing die Kaufoption zur Reali-
sierung des Projektes Wohnbau Oberbach zu überlassen.
Beschluss: Mehrheitliche Annahme durch ein Zeichen mit der Hand. I Gegenstimmen durch die gesamte
öVP Fraktion, Eine Stimmenthaltung durch GR Teja Steinleithner.

Anlagen:
198-20-ASEE 200513 VE1.0 Hofwies OoeW
198-20-ASEE 200513 VE1.0 Oberbach OoeW
2020051 g_Kaufangebot Attersee Oberbach OoeW
2020061 6_Grundstück Attersee Hofwies Angebot Baurecht OoeW

GSG 01-045 bebauungsstudie kiga - attersee am attersee -20200623
GSG 4864-bebauungstudie_wohnbebauung attersee - oberbach_final_Arch. Mühlbac.
GSG Baurechtskalkulation_Attersee_1 5 062020
GSG Mietenvorkalkulation_Wohnbeihilfe_Stand 062020_GSG
GSG Präsentation Attersee flnal Gesamt 15062020

3. Resolution - Forderung zurÄnderung des Apothekengesetzes
Sachverhalt:
Die Plattform Einaztgemeinde www.einaztqemeinde.at hat mit Eingang am07.06.2020 den Gemeinderat um
Unterstützung lhrer lnitiative mittels einer Resolution ersucht, da die Gemeinde Attensee am Attersee eine von
mehr als 160 betroffenen Gemeinden in Österreich ist. Für eine mögliche Resolution wurde der folgende Textvor-
schlag übermittelt:

Resolution der Gemeinde Attersee am Attersee über die Forderung zur Änderung des Apothekengeset.
zes
Mehr als 300.000 Bürgerinnen und Bürger in so genannten Einaztgemeinden haben zwar eine Äztin oder einen
Azt (bzw. eine unbesetzte Kassenplanstelle), aber keine Medikamentenversorgung vor Ort. Unsere Gemeinde
ist von diesem Missstand betroffen.

Speziell die ältere Bevölkerung sowie junge Familien brauchen jedoch hochwertige medizinische Versorgung und
Medikamentenversorgung in unmittelbarer Nähe ohne unnötige Wege. Dazu gehört in Gemeinden ohne öffentli-
che Apotheke mangels geeigneter sonstiger Alternativen zwingend eine äztliche Hausapotheke. Die Corona-
Krise hat dies deutlich bestätigt: Aztliche Hausapotheken mindern unnötige Wege und unnötige Kontakte und
tragen somit maßgeblich zur Senkung von lnfektionsrisiko bei.

Wir fordern die Abgeordneten zum Nationalrat aller Parlamentsparteien auf, das ApothekengeseE möglichst
schnell zu novellieren, um die Medikamentenversorgung vor Ort zu gewährleisten. Wir fordern die Mandatare al-
ler Parlamentsparteien in unserem Bundesland auf, sich beim Bund für eine solche Änderung des Apothekenge-
setzes einzusetzen. Die bestehenden Schutzzonen um öffentliche Apotheken sind längst nicht mehr zeitgemäß
und müssen zugunsten eines patientenorientierten Nebeneinanders von öffentlichen und äztlichen Apotheken
weichen. Wir fordern daher konkret eine Gesetzesänderung, wonach äztliche Hausapotheken in allen Ein.
aztgemeinden ohne Einschränkun gen ermöglicht werden.

Wesentlicher lnhalt Beratungsverlauf:
Der Vorsitzende fasst den Sachverhalt zusammen und ersucht um diesbezügliche Wortmeldungen.
Es gibt keine diesbezüglichen Wortmeldungen.

Beschluss:
Der Vorsitzende stellt den Antrag an den Gemeinderat die vorliegende Resolution zu beschließen.
Beschluss: Mehrheitliche Annahme durch ein Zeichen mit der Hand, Zwei Stimmenthaltungen durch GR
Dl Peter Dobringer und GR MMag. Volker Biladt.
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4. Förderansuchen "Freunde der ie"
Sachverhalt:
Laut Beschluss des Gemeinderates am 12.12.2019 kann der Verein ,,Freunde der Archäologie" im Jahr 2020 mit

€ 3.500 subventioniert werden, sofern seitens des Vereins eine schlüssige Darstellung der flnanziellen Lage im

Rahmen einer Sitzung des Ausschusses für Kultur erfolgt.

Der Ausschuss für Kultur hat in seiner Sitzung am 03.06.2020 über die vorgelegten Unterlagen beraten. ln der
vorangegangenen Sitzung konnte Frau Prof. Helga Oeser perVideokonlerenzzu den von ihr eingereichten Un-

terlagen befragt werden. Nachdem einige Unklarheiten trotz des Gespräches nicht beseitigt werden konnten und

daher vom Vorsitzenden die Nachreichung von schlüssige Unterlagen für 2019 gefordert wurde, lagen in dieser

Sitzung eine Ein-und Ausgabenrechnung 2019, eine Vermögensübersicht 2019 - beide von der stellvertretenden

Kassierin des Vereines erstellt, eine Anlage zur Vermögensübersicht 2019 und eine detaillierte Aufstellung der
Einnahmen und Ausgaben 20'19 eines Vereinskontos bei der Raiffeisenbank St. Georgen vor. Diese neu einge-

reichten Unterlagen weisen ein Vereinsvermögen von € 5.785,02 auf. ln der folgenden Diskussion wurde zwar

die Abgabe der vom Gemeinderat geforderten schlüssigen Unterlagen festgestellt, die Förderung des Vereins

durch die Gemeinde aufgrund der Tatsache, dass in den Vorgesprächen immer von finanziellen Engpässen die
Rede war, der Gebarungsnachweis jedoch deutliche Uberschüsse aufweist, allerdings in Frage gestellt. Der Be-

schluss über die Subvention von € 3500,00 basierte auf der Annahme, der Verein sei verschuldet.

Das Gremium konnte in der Abstimmung schließlich keine Mehrheit finden. Daher hat der Vorsitzende die diesbe-

zügliche endgültige Entscheidung im Gemeinderat vorgesehen.

Wesentlicher lnhalt Beratungsverlauf :

Der Vorsitzende fasst den Sachverhalt zusammen und ergänzt hiezu, dass aus seiner Sicht auf Basis der Forde-

rungen aus dem Gemeinderatsbeschluss uom 12.12.2019 alle Auflagen erfüllt und die Grundlagen für die Sub-

vention gegeben seien. Er ersucht um diesbezügliche Wortmeldungen.

GR Erwin Emhofer stellt fest, dass der in Aussicht gestellte Betrag unter anderen Voraussetzungen zu Stande

gekommen sei. Nämlich aufgrund der drohenden Zahlungsunfähigkeit des Vereines. Nun, da endlich die immer

wieder verlangte nachvollziehbare Aufstellung vorgelegt wurde, sei allerdings offenbar doch Vermögen im Verein

vorhanden.

GR Florian Eicher stellt fest, dass es sich dabei um eine Momentaufnahme handle. Es sei nicht gesagt, dass am

Ende des Jahres Vermögen vorhanden sei.

GR Gerald Staufer erinnert daran, dass man sich darauf geeinigt habe diese Subvention zu geben und er zu sei-

nem Wort stehe. Er hoffe nur dass es in der Zukunft keine Schule mache, da dann jeder Verein solche hohen

Förderansprüche stellen könne.

GR Wolfram Hauser stellt fest, dass es sich von Beginn an um eine Einmalförderung gehandelt habe. Er stellt als
Obmann des Sportvereins beíspielsweise fest, dass jeder Verein ein Budget im Vorfeld des kommenden Finanz-
jahres zu erstellen habe. Stark abhängig sei dies im Falle des Sportvereins freilich von den möglichen Veranstal-

tungen. Die Attersee Uberquerung sei so eine wichtige Einnahmequelle, die heuer allerdings nicht durchgeführt
werden könne. Es gebe im Sportverein aber Rücklagen um auch ein Jahr in dem annähemd alle Veranstaltungen

ausfallen überstehen zu können. Alle Vereine seien angehalten sich finanziell sicher aufuustellen.

Es gibt keine weiteren diesbezüglichen Wortmeldungen.

Beschluss:
Der Vorsitzende stellt den Antrag an den Gemeinderat die Subvention an den Verein in vorliegender Höhe

von €3,500,- zu genehmigen.
Beschluss: Mehrheitliche Annahme durch ein Zeichen mit der Hand. 4 Stimmenthaltungen durch GV Ing.

Wolfgang Neuwirth, GR Gerlinde Strunz, GR Enrin Emhofer, GR Hermann Mayr sen.

Anlagen:
2020_ Gemeinde Attersee_Einnahmen_Ausgaben 201 9-Hauptkonto gegliedert

2020_bud getplan ung_2020_MK
2020_Förderungen der öffentlichen Hand

EA2019 m U
vÜzotg m u
vÜz0tgRntage
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5. Vorbehaltsgebiet
Sachverhalt:
Gemäß $ 6 Abs. 1 Z 1 bis 3 des Oö. GrundverkehrsgeseEes 1994 hat die Landesregierung, unter den darin ge-
nannten Voraussetzungen, Gebiete durch Verordnung zu Vorbehaltsgebieten zu erklären.

$6
Vorbehaltsgebiete
(1) Sofem es zur VerwiHichung der im $l Abs. I Z1 und 23 bis 6 genannten Ziele notwendig ist, hat die Landes-
regierung durch Verordnung Gebiete, in denen

o die Anzahl der Freizeitwohnsitze im Verhältnis zur Anzahl der Hauptwohnsitze e¡tteblich über den entspre-
'' chenden Zahlen in den angrenzenden oder vergleichbaren Gebieten liegt, oder

, die Anzahl der Freizeitwohnsttze einer sozio-kulturellen, strukturpolitischen, wirtschaftspolitischen oder gesetl-
-' schatlspoÍftschen Entwicklung dleses Geblefs (Oftsentwicklung) entgegensteht, oder

, eine überdurchschnittliche Erhöhung der Preise für Baugrundstücke durch die Nachfrage an Freizeitwohnsit-
"' zen eingetreten ist bzw. eine solche unmittelbar droht,

zu Vorbehalßgebieten zu erklären. Ein Vorbehaltsgebiet hat zumindest ein Gemeindegebiet zu umfassen.

(2) Eine überdurchschniftliche Erhöhung der Bodenprerse lm Srnn des Abs. 1 Z 3 ist durch einen Vergleich der
Entwicklung der Baugrundstückspreise im vorgesehenen Genehmigungsgebiet mit der Preisentwicklung im Lan-
d esd urch schn itt w äh rend eines rep räsentativen Zeitraums festzustellen.
(3) Vor Erlassung einer Verordnung im Sinn des Ábs. I sind die betroffenen Gemeinden zu hören. Die Landesre-
gierung hat eine Verordnung nach Abs.1 unverzüglich den in Betracht kommenden Grundbuchsgerichten mitzu-
teilen. (Anm: LGBI. Nr. 58/201 8)

ln der Gemeinde Attersee am Attersee sind die in $ 6 Abs. 1 Z 1 bis 3 des Oö. Grundverkehrsgesetzes 1994 be-
schriebenen Voraussetzungen in den vergangenen 50 - 60 Jahren in beunruhigender Ausprägung eingetreten,
sodassdiein$1Abs. 1Z1und3bis6des0ö.Grundverkehrsgesetzeslgg4angeführtenZielenichteingehal-
ten werden können.

$r
Ziels eÁu ng, Geltungsbereich
(l) Dleses Landesgesetz hat zum Ziel, beim Verkehr mit Grundstücken oder Teilen davon unter Bedachtnahme
auf die Grundsätze elnes umfassenden Umwelt-, Natur- und Landschaffsschufzes das öffentliche /nferesse

1. an einer geordneten Siedlungsentwicklung,

, an einer wirtschaftlich gesunden und leistungsfähigen bäuelichen Land- und Forstwittschaft in einem funkti-'' onsfähigen ländlichen Raum,

, an der Sicherung der nichtvemehrbaren Bodenreseruen für eine gesunde, /enfungs- und wettbewerbsfähige
"' Wirtschaft in einem funktionsfähigen Raum,

o an der Sicherung der nichtvermehrbaren Bodenreseruen zur Begründung eines Hauptwohnsitzes, r'i'¡sbeson-
" dere für den Wohnbedarf der orfsansässþen Personen,

5. an einer sparsamen sowie widmungsgemäßen Verwendung von Grund und Boden,

6. am Schutz vor Grundstückserwerb zu vorwiegend spekulativen Zwecken sowie

, an der Beschränkung von Rechtserwerben an Grundstücken durch Ausländer, sofern sie nicht auf Grund ge-" meinschaftsrechtlicher Bestimmungen österreichischen Sfaafsbtirgern gleichgestellt sind,

zu wahren. (Anm: LGBI. Nr. 85/2002)

Da bereits über die überwiegende Anzahl der Attersee-Gemeinden sowie des Mondseelandes, die teilweise we-
niger stark betroffen sind, eine entsprechende Verordnung erlassen wurde, verschob sich die Nachfrage von
Maklem und Projektentwicklem zuletzt auch für die Gemeindevenrvaltung spürbar in Richtung in Attersee.

Die Gebiete folgender Gemeinden wurden bereits zu Vorbehaltsgebieten im Sinn des g 6 Abs. 1 Z 1 bis 3 des
0ö. Grundverkehrsgesetzes 1 994 erklärt:
Edlbach, Gosau, lnnerschwand, Klaus an der Pyhrnbahn, Mondsee, Nußdorf am Attersee, Oberhofen am lrrsee,
Rosenau am Hengstpass, Roßleithen, Seewalchen am Attersee, Steinbach am Attersee, St. Lorenz, Tiefgraben,
Traunkirchen, Unterach am Attersee, Vorderstoder, Weyregg am Attersee und Zellam Moos.
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Beschlussvorschlag:
Der Ausschuss für Bau und Raumordnung hat in seiner Sitzung am23.06.2020 über das Thema vorberaten. Der

Antrag auf Empfehlung der Verordnung eines Vorbehaltsgebietes für den Gemeinderat bzw. die Landesregierung

konnte aufgrund dreier Stimmenthaltungen keine Mehrheit finden. Ein Gegenantrag war nicht gestellt worden.

Wesentlicher lnhalt Beratungsverlauf :

Der Vorsitzende fasst den Sachverhalt zusammen und ersucht um diesbezügliche Wortmeldungen in Form der

Nennung von Gninden die gegenüber der Landesregierung gegen die Verordnung eines Vorbehaltsgebietes

sprechen könnten.

Vbgm Martin Höchsmann stellt fest, dass die Verschiebung von Eigentumsrechten wohl bedenklich sei. Er habe

aber mit LR Achleitner und LR Hiegelsberger gesprochen und auch mit dem Juristen des zuständigen Ressorts.

Er persönlich denke nun, dass es vermutlich aktuell keine Alternative gebe als diese Verordnung um der bedenk-

lichen Entwicklung in der Gemeinde Attersee entgegenzuwirken.

GR Teja Steinleithner stellt fest, dass die gewünschte Einflussnahme auf die Preisentwicklung nicht wirklich ge-

geben sei. Dies sei in manchen, als Beispiel genannten, Gemeinden im Umfeld bereits festgestellt worden. Er

sehe zudem folgendes Problem. Aktuell werde den Widmungswerbern mitgeteilt, dass sie die Hälfte des Wid-

mungsgrundstückes zu 50o/o des Verkehrswertes für die Wohnraumschaffung für Einheimische überlassen sollen

Die andere Hälfte könne dann am Markt veräußert werden. Wenn nun aber ein Vorbehaltsgebiet verordnet

werde, könne auch die zweite Hälfte nur für Hauptwohnsitze genutzt werden, allerdings dann dennoch zu einem

anderen Preis. Dies erscheine ihm widersprüchlich.
Er schlägt deshalb vor sich hiezu auch mit den betroffenen Grundeigentümern abzusprechen. Es sei wahr, dass

es zu viele NebenwohnsiÞe gebe. Das Thema sei dennoch nicht ad hoc zu entscheiden, sondern im Vorfeld mit

Juristen und Spezialisten im Grundverkehr vozuberaten.

GR Wolfram Hauser stellt fest, dass sich die Anfragen die dezeit zunehmend am Amt eingehen schon zu Beginn

des Gesprächs zumeist um die Frage der Möglichkeit der Begründung eines Zweitwohnsitzes drehen. Er stellt

fest, dass die 50/50 Regelung eine vom Vorbehaltsgebiet unabhängige und notwendige zweite Maßnahme gegen

den aktuellen Trend sei. ln der aktuell laufenden Raumordnungsnovelle seien die diesbezüglichen Möglichkeiten

sogar ausgebaut worden.

GR Teja Steinleithner stellt fest, dass vor einer Beschlussfassung zunächst ein Vortrag zur Aufklärung aller Man-

datare organisiert werden solle. Es treffe vor allem dann nicht die richtigen Adressaten, wenn es dann nicht exe-

kutiert werde, was allerdings sehr schwer sei.

GV lng. Wolfgang Neuwirth berichtigt, dass das Thema schon mehrmals behandelt worden sei und es auch be-

reits diesbezügliche Vorträge gegeben habe.

Vbgm Martin Höchsmann berichtet, dass er bereits mit einem Rechtsanwalt gesprochen habe und man den Le-

bensmittelpunkt tatsächlich im Einzelfall zu prüfen hätte und Missstände ggf. an die BH zu übergeben hätte.

Es gibt keine weiteren wesentlichen Wortmeldungen.

Der Vorsitzende stellt abschließend fest, dass das Gesetz vorsehe, dass die Landesregierung unter bestimmten

Voraussetzungen eine Vorbehaltsgebietsverordnung zu erlassen habe und die Gemeinde hiezu zu hören sei.

Daher sei im Gemeinderat festzustellen ob Gninde dagegensprechen.

Beschluss:
Der Vorsitzende stellt den Antrag an den Gemeinderat der OÖ Landesregierung mitzuteilen, dass im Ge-

meinderat festgestellt wurde, dass dem Erlass einer Verordnung eines Vorbehaltsgebietes durch die Lan-

desregierung keine Gründe entgegenstehen.
Beschluss: Bei der Abstimmung durch ein Zeichen mit der Hand kann keine Mehrheit gefunden werden.

Stimmenthaltungen durch GR Gerald Staufer, GV Helga Gassner, GR Mag,(FH) Henadg Kaltenböck, GR

Hermann Mayr jun., GR MMag. Volker Biladt, GR DI(FH)Volkher Kaltenböck, GR Florian Eicher, GV Helga

Sturm, GR Teja Steinleithner, GR Hermann Mayr sen.
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6. Beschluss FWP Änderung 3.65 Grst, Nr. l6l/1 und tw. Grst. Nr. 161/2 KG Attersee
Sachverhalt:
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung an 21.10.2019 einstimmig beschlossen, die Einleitung der Umwidmung
von Gnst. Nr.161/1 sowie tw. 16112KG Attersee von Bauland - Sonderausweisung Tourismus in Bauland -
Wohngebiet mit der Auflage, dass nur Hauptwohnsitze zulässig sind und 2ParkpläEe pro Wohneinheit sichezu-
stellen sind, zu genehmigen. lm Anhang befinden sich die diesbezüglichen Unterlagen des Ortsplaners sowie die
Eingaben aus dem Stellungnahmeverfahren, Die eingegangenen Stellungnahmen sind dem Gemeinderat zur
Kenntnis zu bringen und in der Beschlussfassung zu würdigen.

Beschlussvorschlag:
Der Ausschuss für Bau und Raumordnung musste den Tagesordnungspunkt in seiner Sitzung am 23.06.2020
abseÞen, da sich herausstellte, dass der Widmungswerber noch ein wassertechnisches Gutachten für das wei-
tere Verfahren beizubringen hat.

Wesentlicher lnhalt Beratungsverlauf :

Der Tagesordnungspunkt wurde zu Beginn der Sitzung vom Vorsitzenden abgesetzt.

Anlagen:
Attersee3-65
Änderu ngAtter-N R3_65_A4-GOR
Stellungnahmen Land FWP 3.65

7. Beschluss FWP Änderung 3.66 Grst. Nr, 1777t1sowie tw. Grst. Nr. 1780 und 1781t1

Sachverhalt:
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 12.12.2019 einstimmig beschlossen, die Einleitung der Umwidmung
von Gnt. Nr.177711 sowie tw. 1780 und 178111 KG Abtsdorf Grünland in Bauland - Dorfgebiet zu genehmigen.
lm Anhang befinden sich die diesbezüglichen Unterlagen des Ortsplaners sowie die Eingaben aus dem Stellung-
nahmeverfahren. Die eingegangenen Stellungnahmen sind dem Gemeinderat zur Kenntnis zu bringen und in der
Beschlussfassung zu würdigen.

Beschlussvorschlag:
Der Ausschuss für Bau und Raumordnung hat in seiner Sitzung am23.06.2020 über die eingegangenen Stel-
lungnahmen beraten und aufgrund negativer Stellungnahmen von einzelnen Fachabteilungen des Landes be-
schlossen vor einer Beschlussfassung im Gemeinderat, zunächst noch vertiefende Gespräche mit dem Ortspla-
ner und den betreffenden Sachverständigen zu führen.

Wesentlicher lnhalt Beratungsverlauf :

Der Tagesordnungspunkt wurde zu Beginn der Sitzung vom Vorsitzenden abgesetzt.

Anlagen:
Attersee3-66
Änderu ngAtter-N R3-66-A4-G OR

Stellungnahmen Land 3.66

8. Wasserversorgung WG Abtsdorf
Sachverhalt:
Am 27.05.2020 fand eine Besprechung mit Vertretern der WG Abtsdorf und Mitgliedern des Straßenausschusses
statt. Ziel der WG Abtsdorf ist es, eine Lösung beh. Kosten für die Durchleitung der teilweisen Wasserversorgung
mit der Gemeinde Attersee zu finden. Seitens der Gemeindeverwaltung wurde eine Auflistung der tatsächlichen
Kosten erarbeitet und diese zur Beratung im zuständigen Ausschuss erläutert. Diese errechneten Kosten für die
WG Abtsdorf würden sich auf €0,27 pro m3 belaufen. Die Kosten setzten sich aus Bauhofkosten € 0,09, Be-
triebskosten € 0,'11 u. AFA € 0,07 zusammen. Es werden keine Leckagen, Verwaltungskosten bzw. Schäden bei
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den Leitungen an die WG verrechnet. Die Verrechnung mit Vöckla - Ager soll 1/1 über die Gemeinde Attersee

erfolgen.

Bei einer diesbezüglichen Besprechung des Bürgermeisters mit der WG Abtsdorf an 22.06.2020, wurde von die-

ser ein alternativer Kostenrechnungsansatz vorgeschlagen. Dieser bezieht den kostendeckenden Aufschlag auf

die für die Durchleitung tatsächlich genutzte Wasserleitungslänge. Bei einer gesamten Netzlänge von 16km und

einer tatsächlich genuÞten Leitungslänge von 1,4km ergeben sich €0,082. Die Berechnungsbasis ergibt sich aus

dem kalkulierten kostendeckenden Wasserpreis, abzüglich der Kosten für den Wassereinkauf. Die WG Abtsdof
ist auf dieser Berechnungsbasis bereit €0,1/m3 Durchleitungsgebühr an die Gemeinde zu bezahlen.

Der Wasserleitungsverband Vöckla Ager hat zwischenzeitlich angeboten die Verrechnung gänzlich zu überneh-

men. Die Gemeinde Attersee müsste lediglich den tatsächlichen Verbrauch der WG Abtsdorf melden und würde

die vom WVA eingehobene Durchleitungsgebühr bei der Jahresabrechnung gegenverrechnet bekommen, So

hätte die Gemeinde tatsächlich keinen Venrualtungsaufwand.

Beschlussvorschlag:
Der Ausschuss für Straßen, Wasser, Kanal, Bauwesen (Tiefbau) und Verkehrswesen hat in seiner Sitzung am

18.06.2020 beschlossen, dem Gemeinderat bei Zustimmung der WG Abtsdorf die Genehmigung der vorliegen-

den Durchleitungsgebühr von €0,27lm3zu empfehlen.

Wesentlicher lnhalt Beratungsverlauf:
Der Vorsitzende fasst den Sachverhalt zusammen und ergänzt zum übermittelten Vorbericht die folgenden Rah-

menbedingungen die in einem Vertrag schriftlich vereinbart werden sollen.

Die Abrechnung erfolgt gemeinsam mit deren Bezugsgebühr direkt über den Wasserleitungsverband

Vöckla-Ager. Dort wird die anfallende und von der WG Abtsdorf eingehobene Durchleitungsgebühr der

Gemeinde Attersee am Attersee im Rahmen der Jahresabrechnung auf ihre Verbrauchskosten gutge-

schrieben. Die Durchleitungsgebühren für die WG Abtsdorf sind mit der Entwicklung des Wasserbezugs-
preises wertgesichert.

Durch die Anbindung an das öffentliche Netz der Wasserversorgungsanlage der Gemeine Attersee ist die

Wasserversorgung dauerhaft auch für zukünftige Bauplätze sichergestellt.

Sollte sich herausstellen, dass verwendete Leitungen des Ortsnetzes der Gemeinde Attersee am Attersee

für zukünftige Wassermengen, die in die WG Abtsdorf fließen sollen, nicht ausreichen, wird sich die WGA

im Zuge von möglichen Rohrnetzerneuerungen an diesen Leitungssträngen an den Mehrkosten für eine

Dimensionserweiterung beteiligen, so ferne dies sinnvoll ist.

Die Festlegung ob die Baumaßnahme für die WGA sinnvoll ist oder nicht und die Festlegung der Höhe

der Kostenbeteiligung ist vor Umsetzung solcher Maßnahmen zu regeln.

Er ersucht um diesbezügliche Wortmeldungen.

GR Gerald Staufer berichtet, dass er sich als Obmann des zuständigen Ausschusses mit GR Dl Peter Dobringer,

dem Obmann Stellvertreter, im Vorfeld der Sitzung auch über die neu vorliegende Variante ausgetauscht und

diese auch für nachvollziehbar und empfehlenswert befunden habe. Zum Zeitpunkt der Sitzung lag nunmal nur

die Berechnung mit der Basis des gesamten Netzes vor, daher auch die ursprüngliche Empfehlung, die nun ent-

sprechend angepasst werden solle.

GR Teja Steinleithner berichtet, dass auch die WG Abtsdorf ihre Leitungen zu warten habe und allen Verwal-

tungsaufwand mit ehrenamtlichen Mitgliedern auf freiwilliger Basis erledige. Er sei daher ebenfalls der Meinung,

dass die €0,1 ausreichend seien.

GV lng. Wolfgang Neuwirth hinterfragt in wie weit, die Wasserversorgung künftiger Bauplätze im Vorfeld sicher-
gestellt werden könne. Man müsse dies im Umwidmungsverfahren wissen. Die Genossenschaft könne schließ-

lich grundsätzlich jedem Bauwerber die Versorgung versagen.

Der Vorsitzende stellt fest, dass diese Sicherstellung im Rahmen einer schriftlichen Vereinbarung zu fixieren sei.

Dies habe er bereits als Bestandteil einer solchen genannt,
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GR Herwig Kaltenböck stellt fest, dass die WG nicht als privater Anschluss zu sehen sei und die Vensorgung über
diesen Weg eine elegante Lösung sei. Die WG möchte ja ihre Bevölkerung mit ausreichend Wasser versorgen
können. Deshalb sei sie ja auf die Gemeinde zugegangen.
Es gibt keine diesbezüglichen Wortmeldungen.

Beschluss:
Der Vorsitzende stellt den Antrag an den Gemeinderat der WG Abtsdorf die Durchleitung zu einem Preis
von €0,1/m3 zzgl. MwSt, zu genehmigen und einen diesbezüglichen Vertrag mit den genannten Rahmen.
bedingungen mit der WG Abtsdorf abzustimmen.
Beschluss: Einstimmige Annahme durch ein Zeichen mit der Hand.

9. Private Wasserleitu ng Neuhofen 20.38
Sachverhalt:
Es soll beraten werden ob die Wasserleitung (dezeit auf Privatgrund) im Bereich Neuhofen 20-38 übernommen
oder erst im Rahmen einer Sanierung der Gemeindeshaße im öffentlichen Grund verlegt und neu angeschlossen
werden soll. Für den damaligen Wasserleitungsbau liegen nun Rechnungen aus dem Jahr 1986 vor, aus denen
auch hervorgeht, dass die Leitungen in PLT-Rohren(27ollu.5l4Zoll- 10 bar)ausgeführtwurden.

Beschlussvorschlag:
Der Ausschuss für Straßen, Wasser, Kanal, Bauwesen (Tiefbau) und Verkehrswesen hat in seiner Sitzung am
18.06.2020 einstimmig beschlossen, dem Gemeinderat die Übernahme der aktuell privaten Wasserleitung in das
Netz der öffentlichen Wasserleitung der Gemeinde zu empfehlen. Die Anschlussschieber und Zuleitungen sollen
gemäß gültiger Wasserleitungsordnung im privaten Eigentum bleiben. lm Falle einer künftigen Sanierung der Ge-
meindestraße in gegenständlichem Bereich wird zudem empfohlen eine Wasserleitung im öffentlichen Gut (Ge-
meindestraße) zu verlegen und alle Anrainer welche jetzt an die Privatleitung angeschlossen sind an die neue
Leitung anzuschließen.

Wesentlicher lnhalt Beratungsverlauf :

Der Vorsitzende fasst den Sachverhalt zusammen und ersucht um diesbezügliche Wortmeldungen.
Vbgm Martin Höchsmann erkundigt sich, ob eine diesbezügliche Dienstbarkeit in das Grundbuch eingetragen
werden soll. GR Wolfram Hauser erwidert, dass es nicht unbedingt notwendig sei, da der betroffene Grundstück-
seigentümer selbst Nutznießer der Übernahme sei.

GR Mag. (FH) Herwig Kaltenböck ergänzt, dass bei einer Shaßensanierung ohnehin eine Verlegung in das öf-
fentliche Gut umzusetzen sei.

GR Teja Steinleithner empfìehlt dennoch dringend eine Dienstbarkeit einzuräumen um späteren Problemen vor-
zubeugen. Man wisse ja nie wer zu einem späteren Zeitpunkt Eigentümer werde.
Es gibt keine weiteren wesentlichen Wortmeldungen.

Beschluss:
Der Vorsitzende stellt den Antrag an den Gemeinderat die Übernahme der aktuell privaten Wasserleitung
in das Netz der öffentlichen Wasserleitung der Gemeínde, bei dauerhafter Sicherstellung der Ermögli.
chung von lnstandhaltungs. und Sanierungsmaßnahmen, zu genehmigen.
Beschluss: Einstimmige Annahme durch ein Zeichen mit der Hand,

10. Jugend Taxi App
Sachverhalt:
2018 fand im Bezirk Vöcklabruck ein Jugendrat statt. Dabei formulierten die Jugendlichen ihre Wünsche und Vor-
stellungen eines attraktiven Lebensraums an die Politik. Ein prioritärer Wunsch war die Verbesserung der Mobili-
tät - genauer gesagt hinsichtlich des Heimkommens beim Fortgehen am Wochenende. Das bezirksweite Koope-
rationsprojekt ,,Jugend-Taxi-App im Bezirk Vöcklabruck" soll nun genau hier ansetzen.

Gemeinden haben die Möglichkeit Jugendtaxi-Gutscheine für ihre junge Bevölkerung auszustellen. Diese werden
zum Teilvom Land OÖ gefördert.

Gemei nderat 29.06.2020
Seite 12 von 15



Das funktioniert so: Gemeinden bieten den Jugendlichen ermäßigte Gutscheine zur Nutzung bestimmter Taxiun-

ternehmen an, welche am Wochenende und an Abenden vor Feiertagen gelten. Die J.ugendlichen müssen 1/3

des Preises selbst bezahlen, den Rest übernehmen die Gemeinden und das Land OO. Dieses Angebot soll nun

bezirksweit und digital angeboten werden. Geplant ist eine Jugend-Taxi-App, welche in die bereits bestehende

und sehr beliebte 4youCard-App integriert werden soll. Die Taxi-Gutscheine sind automatisch in der App abge-

speichert und können jedezeit aufgerufen und von den Jugendlichen genutzt werden. ln Gemeinden, welche be-

reits Taxi-Gutscheine für Jugendliche anbieten, werden die Papier-Gutscheine durch die App abgelöst.

Durch die Jugend-Taxi-App kommen die Jugendlichen nach dem Fortgehen sicher und günstig nach Hause.

Auch die Gemeinden und Taxiunternehmen profitieren von dem digitalen Angebot. Die Abrechnung über die App

erfolgt unkompliziert und transparent. Der offizielle Start der App ist für September 2020 geplant.

Einbindung des ,,Nachtschwärmers": Die 00W-Line ,,Nachtschwärme/'soll durch die JugendTaxi-App nicht

übervorteilt werden, da einige Gemeinden zu dieser ja auch einen finanziellen Beitrag leisten. lm ldealfall greifen

das Angebot Nachtschwärmer und JugendTaxi ineinander, wobei leÞteres im Optimalfall als Angebot für die

,,letzte Meile" zum Tragen kommt. Es wird innerhalb der App eine Auflistung aller teilnehmenden Taxibetriebe mit

anwählbaren Rufnummern geben, wo auch der Nachtschwärmer mit angeführt wird und zwar prominent ganz an

erster Stelle mit einem Link zur Fahrplanabfrage. So soll sichergestellt werden, dass die Jugendlichen nachdrück-

lich an diese Option erinnert werden, bevor sie ein Taxi anrufen.

Neben den Kosten für die Gutscheine (1/3) fallen vom JugendserviceOO für die Gemeinde monatliche Kosten in
Höhe von ca. 15€/Monat an (Kosten für Nutzung der Datenbanken)

ln den Personenkreis der 14 bis 26 Jährigen fallen in unserer Gemeinde 180 Personen.

Beschlussvorschlag:
Der Ausschuss für Jugend, Vereine und Sport hat in seiner Sitzung am 23.06.2020 über den Sachverhalt vorbe-
raten und einstimmig folgende diesbezüglichen Empfehlungen für den Gemeinderat beschlossen:

Wesentl icher lnhalt Beratungsverlauf :

Der Vorsitzende fasst den Sachverhalt zusammen und ersucht um diesbezügliche Wortmeldungen.
Vbgm Martin Höchsmann befürwortet die ldee. Die lndividualität die am Land mit wenig öffentlichen Verkehrsan-
geboten in den Nachtstunden notwendig sei könne am ehesten durch eine Taxi Unterstützung ezielt werden.

GV Helga Sturm erkundigt sich ob es hierfür eine Bewerbung gebe, sodass die jungen Bürger überhaupt von der
Möglichkeit erfahren.

GR Lukas Hemetsberger erwidert, dass dies über die 4YouCard laufe.

Es gibt keine weiteren wesentlichen Wortmeldungen,

Beschluss:
Der Vorsitzende stellt den Antrag an den Gemeinderat die die Teilnahme mit den empfohlenen Rahmen-

bedingungen zu genehmigen.
Beschluss: Einstimmige Annahme durch ein Zeichen mit der Hand.

Anlagen:
Vertrag Jugendtaxi-App Gmd_4YOU_v2
Beilage Vertrag Jugendtaxi_v2
DatenblattGEMElNDEN
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11. Allfälliges
Wesentlicher lnhalt Beratungsverlauf :

Vbgm Martin Höchsmann bittet zunächst um einen Statusbericht zur LED Umrüstung der Straßenbeleuchtung im

Gemeindegebiet. Er berichtet darüber hinaus, dass beim Panoramaweg in Abtsdorf ein Baum umgefallen sei und

quer über der Straße liege.

GR Teja Steinleithner berichtet, dass morgen in der Generalversammlung des Verschönerungsvereines ein

neuer Vorstand gefunden werden müsse und appelliert an alle anwesenden noch Freiwillige zu mobilisieren. Es

gebe schon einige lnteressenten und auch Untenstützer in Bezug auf die laufende Pflege der Wanderwege.

Der Amtsleiter berichtet zur Fragestellung des Vizebürgermeisters, dass die Firma eww mit den Beleuchtungskör-
pern und -masten der 8151 von Nußdorf kommend begonnen habe und aktuell bis zum LandungsplaE umgerüs-

tet habe. Er fügt hinzu, dass sie die Genehmigung für Arbeiten an dieser Straße allerdings nur bis Anfang Juli von

der Straßenmeisterei Seewalchen erhalten haben und anschließend mit der 1540 fortfahren werden.

GV Helga Sturm berichtet, dass vor dem Gemeindeamt noch eine lnfopunkt-Säule stehe. Sie ersucht darüber
hinaus um Reinigung des Parkverbotsschildes hinter dem Amtsgebäude. Der Amtsleiter bestätigt entsprechende
Aufträge an den Bauhof weitezugeben.

GR Teja Steinleithner erkundigt sich nach Neuigkeiten zum Stand des Tourismusbüros in Attersee,

Der Vorsitzende berichtet, dass das Büro LR Achleitner mitgeteilt habe, dass die Firma Kohl und Partner den
Prozess begleitet habe und dass die getroffenen Maßnahmen von diesen empfohlen worden seien. Zudem wür-
den sie sich nicht in Beschlüsse der Verbände einmischen.

Der Vorsitzende habe daraufhin Henn Mag. Taurer, einen Mitarbeiter der Firma Kohl und Partner, kontaktiert um

diese Angaben zu verifìzieren. Dieser habe zwar bestätigt, dass sie das Grundkonzept erstellt haben, aber die
nachträglichen Anderungen außerhalb ihres Bearbeitungsbereiches erfolgt seien.

ln einer Besprechung mit den Bürgermeistern von Nußdorf und Steinbach habe er zudem vereinbart, dass die
Atterseegemeinden verstärkt und gemeinsam gegen die spürbare Vernachlässigung im Tourismusverband vor-
gehen sollen.

GR Hermann Mayr sen. Berichtet, dass die Lösung zu den Eisenbahnkreuzungen aktuell in Ausarbeitung sei. ln
Zukunft sei es ihm als Landwirt nicht mehr möglich über den Ubergang beim alten Billa Areal zu fahren. Dieser
solle nur noch für Fußgänger passierbar bleiben. Er verstehe nicht wozu die Fußgänger hier überqueren sollen,

da diese ständig und unberechtigt Abküzungen zum neuen Billa austramplen würden. Der Ansprechpartner von

Stern & Hafferl habe ihm gegenüber allerdings erwähnt, dass es für die Lokalbahn kein Problem sei den Uber-
gang gänzlich, also auch für Fußgänger zu sperren. Der Vorsitzende nimmt die Anregung für die weiteren Dis-

kussionen auf.

GR Erwin Emhofer berichtet, dass der Bootsverleih Pehn nun ähnlich agiere wie schon der letzte Pächter und

sich seiner Meinung nach zu viel herausnehme indem er ständig mit seinem Bus den mit Parkverbot versehenen

Durchgang für Spaziergänger blockiere. Der VorsiÞende fordert dazu auf dies verstärkt zu beobachten und ggf.

auch zu dokumentieren um etwas unternehmen zu können.

GR Hermann Mayr sen. erkundigt sich nach der Rechtmäßigkeit der neuen Parkplätze des Automaklers. Der Vor-

sitzende berichtet, dass es sich hierbei um seinen privaten Grund handle.

GR Hermann Mayr jun. erkundigt sich nach dem Parkplatz unterhalb der Hofwies. Dort seien am letzten Wochen-

ende mehr Bootstrailer als Autos gestanden, So werde ein Seezugang der noch vorwiegend von Einheimischen
genutzt werde für alle die mit dem Auto kommen müssen blockiert.

GR Gerald Staufer regt an zu überlegen, in wie weit man die Tagesgäste mit den Booten überhaupt unterstützen

wolle. Ein solcher Tagesgast lasse so gut wie nichts im Ort, da er den ganzen Tag am See unterwegs sei und

dann wieder nach Hause fahre. ln Deutschland seien schon viele Seen gänzlich für den Motorbootverkehr ge-

sperrt worden. Man dürfe das keinesfalls übersehen.

GR Gerlinde Strunz erkundigt sich nach dem Betrieb im Strandbad und möglichen Problemen mit der Zugangs-
begrenzung auf 620 Leute. Der Vorsitzende berichtet, dass nach jüngsten Lockerungen aktuell auf 1.000 ange-
hoben wurde und bisher noch keine Gäste abgewiesen werden musste.
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Da keine weiteren Wortmeldungen mehr vorgebracht werden, bedankt sich der Vorsitzende für die aktive
Teilnahme und konstruktive Mitarbeit und beendet die SiÞung um 22:00 Uhr.

(Vorsitzender)

(Schriftführer)

Genehmigung des vorliegenden Protokolls:
Die nicht genehmigte Fassung des Protokolls wurde den Fraktionen zugestellt am: 08.07.2020.
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung vom

?4 o8 . )o,).n keine Einwendungen erhoben wurden, über die erhobenen Einwände der beigeheftete Be-
schluss gefasst wurde.

Attersee am Attersee, am

Þ

h T

(Für die

(Für die FPO)
//"t*-

(Vorsitzender)
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